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Inklusion und das Gymnasium

Juristische Anfragen und erste Antworten

ie  nicht unbeträchtlichen Mängel in der Umset-
zung der schulischen Inklusion haben die einstige

„Willkommenskultur“ gekippt. Eltern, Lehrer und Schu-
len, die vormals die schulische Inklusion von Schülerin-
nen  und  Schülern  mit  Behinderungen  als  eine  „gute
Idee“ ansahen und begrüßten, sind angesichts der nen-
nenswerten Umsetzungsprobleme entäuscht, hegen nun
Zweifel und Skepsis oder agieren sogar ofen oder ver-
deckt  gegen  die  schulische  Inklusionsreform.  Bei  den
Landtagswahlen  2017  in  Nordrhein-Westfalen  und
Schleswig-Holstein  war  Inklusion  ein  zentrales  Wahl-
kampfhema.  Nach  Meinung  von  Andrejg  Priboschek,
dem  Herausgeber  des  Internetportals  „news4teacher“,

wurden in beiden Bundesländern die schulpolitischen Streithemen G8-Gymnasium und Inklusion „für
Rot-Grün zum Desaster“ (Priboschek 2017).

D

„2017 hat eine Wende in der Inklusionsdebate gebracht“, konstatiert mit sichtlicher Erleichterung und
siegestrunkener Genugtuung der Inklusionsgegner Michael Felten (in: Behrens 2017). Seither bläst der
Wind der Inklusion von vorne ins Gesicht, seither ist Inklusion ein hochsensibles Reizthema. „Kaum ein
anderes Thema ist emotional derart aufgeladen, bei kaum einem anderen mischen so viele organisierte
Interessengruppen mit  –  und Experten sind sowieso alle, die schon mal eine Schule von innen gesehen
haben (also jgeder)“ (Priboschek 2017). 

Im April 2018 hat die eh aufgeregte und aufgekratzte Inklusionsdebate einen neuen Höhepunkt erreicht.
Auslöser war ein sorgfältig recherchierter Bericht in der Regionalzeitung „Weser-Kurier“ (Theiner 2018),
der im Lokalteil Bremen platziert war und deshalb keine umgehende Beachtung fand. Diesem ersten Be-
richt folgte schon zwei Tage später ein Artikel im publizitätsträchtigen SPIEGEL: „Gymnasium in Bre-
men: Schulleiterin verklagt Senat wegen Inklusion“ (Haug 2018). 

Der Sachverhalt der Klage ist rasch dargetan: Bremen verfügt über acht staatliche Gymnasien, an zwei
Gymnasien wird Inklusion seit einigen Jahren bereits erfolgreich praktiziert. Im November 2017 statete
die  Bremer  Bildungsbehörde  dem
Gymnasium  im  Bremer  Stadteil  Horn
einen Besuch ab und eröfnete der Schu-
le  die  behördliche  Weisung,  dass  zum
Schuljgahr  2018/19  im  fünfen  Jahrgang
eine  sogenannte  W+E-Klasse  eingerich-
tet  werden  soll.  Die  Abkürzung  W+E
steht für Beeinträchtigungen in den Bereichen Wahrnehmung und Entwicklung, also für geistige und
körperliche Behinderung. In der geplanten W+E-Klasse sollten 19 Schüler mit Gymnasialempfehlung
und fünf W+E-Kinder zusammen unterrichtet werden.
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… das Gymnasium machte grund-
sätzliche Vorbehalte gegen

die Einrichtung einer inklusiven
W+E-Klasse geltend



Das Gymnasium Bremen Horn ist dank einer vielfältigen Palete von Sonderangeboten durch pädagogi-
sche Exzellenz ausgewiesen und erfreut sich einer regen Nachfrage. Die Installation einer W+E-Klasse
häte auch zur Folge, dass die Absicht der Schule, das vierzügige Gymnasium zum Schuljgahr 2018/19 zu
einem fünfzügigen auszubauen, nicht realisiert werden könnte. Eine unerwünschte, schmerzliche Konse-
quenz. Aber das Gymnasium machte vor allem grundsätzliche Vorbehalte gegen die Einrichtung einer
inklusiven W+E-Klasse geltend. Nach ergebnislosen Gesprächen mit der Bildungsbehörde und einer Be-
ratung durch einen Fachmann für Verwaltungsrecht reichte die Schulleiterin im März 2018 eine Klage
beim Verwaltungsgericht Bremen ein.

Zahlreiche Medien haben die Bremer Sensationsmeldung rasch verbreitet und auch kommentiert. Die
mediale Buschtrommel lief auf Hochtouren und rief im Nu zahlreiche Interpreten, Interessenvertreter,
Freunde und Gegner der Inklusion auf den Plan. Der „Weser-Kurier“ nannte die Klage einen „Akt ofener
Meuterei gegen die ofizielle Bremer Schulpolitik“ (Theiner 2018). Das rechtskonservative Blat „Junge
Freiheit“ sprach von einem „Stück aus dem Inklusionstollhaus fanatischer Bildungsideologen“ (Behrens
2018). Die Bildungsbehörde selbst verhielt sich wortkarg und verlautete: „Wir sind der Aufassung, dass
es zulässig ist zu bestimmen, dass ein Gymnasium Inklusionsschule wird“ (in: Theiner 2018, 4). Der Lan-
desbehindertenbeaufragte Joachim Steinbrück kommentierte, der Aufrag der UN-BRK zum Aufbau ei-
nes inklusiven Bildungswesens gelte auch für Gymnasien: „Den Ausgrenzungen behinderter Menschen
in Schulen müssen dringend Grenzen gesetzt werden“ (in: butenunbinnen 2018a, 2). 

Solidarische Unterstützung erfuhr die Bremer Bildungsbehörde von den Grünen und der Linken. Für den
Pressesprecher der Grünen ist Inklusion eine verbindliche Aufgabe aller Schulen: „Gymnasien sind im
Grundsatz verpflichtet, alle Schulabschlüsse anzubieten“  (in: butenunbinnen 2018a, 2).  Auch die Linke
sieht  Inklusion  als  eine  gesamtgesellschafliche  Aufgabe:  „Sie  betrift  damit  alle  Schulen,  auch  die
Gymnasien“  (in: butenunbinnen 2018a, 1).  Pointiert und emotional betrofen äußerte sich die Bremer
GEW: „Dieser ofene Verhinderungsversuch der Einrichtung einer  inklusiven Klasse erfüllt  mich mit
Scham“, so der Bremer GEW-Vorsitzende (Gloede 2018). Das Verhalten des Gymnasiums wurde als Aus-
druck von Arroganz und „Standesdünkel“ bewertet. Eher verhalten reagierte die CDU: „Inklusion geht
nur mit den Schulen und nicht gegen sie“; sie müsse pragmatisch und nicht ideologisch angegangen
werden: „Das kann auch heißen, dass es Grenzen gibt“ (von Bruch (CDU), in: butenunbinnen 2018a, 2).

In der Presse tobte derweil ein erbiterter
Kampf zwischen den gegnerischen Inklu-
sionslagern.  Den  initialen  SPIEGEL-
Bericht kommentierten 147 Leser. Einen
ersten  fachlichen  Kommentar  gab  der
Bildungsjgournalist  Christian  Füller
(2018) ab; auf die durchaus provokative, mitunter unglücklich formulierte Stellungnahme von Füller re -
agierten 278 Leser mit zustimmenden wie auch aufgebrachten Beiträgen. Eine formelle „Gegenrede“ ge-
gen Füller schrieb dann, ebenfalls im SPIEGEL (Felten 2018), der Inklusionsgegner Michael Felten, wie
erwartbar mit einem deutlichen Votum für ein gegliedertes Schulsystem mit Gymnasium und Sonder-
schule sowie mit zahlreichen Missdeutungen der UN-BRK. Nach 261 Leser-Beiträgen zum Felten-Kom-
mentar schloss die Redaktion das Leser-Forum. 

Der Shitstorm, der auf die beiden Kommentatoren herunterprasselte, war – wie leider in anonymen In-
ternetforen gang und gäbe – von wenig Sachlichkeit und reichlich Polemik geprägt. Es wäre eine durch-
aus reizvolle Aufgabe, insbesondere die Kommentare von Christian Füller und Michael Felten sowie die
zugehörigen Kommentar-Foren zu analysieren und auf Stil, Inhalte, Bewertungen und Stimmungen hin
zu befragen. Dieses soll hier nicht geschehen. Aus einem bestimmten Grund: In recht guter Kenntnis der
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wogenden Inklusionsdebate um die Bremer Inklusionsklage ziehe ich die persönliche Schlussfolgerung,
dass sowohl die beiden Hauptkommentare von Füller und Felten als auch die zahlreichen Beiträge in
den üppigen Diskussionsforen am Kern des anstehenden Themas nahezu vollständig vorbeireden. 

Gestriten wurde in den Kommentaren und Foren viel und über vieles, nur nicht über das eigentlich
zentrale Thema, welche jguristischen Fragen und Folgeprobleme die Klage eines Gymnasiums gegen die
zuständige Bildungsbehörde aufwirf. Die Blogger und Kommentatoren striten vornehmlich über die
Frage, ob eine schulische Inklusion insbesondere von Kindern mit einer geistigen Behinderung machbar,
möglich, wünschenswert und  sinnvoll  ist. Das ist aber nicht das zentrale Argument und Anliegen der
Klage. Die Klage der Bremer Schulleiterin richtet sich vornehmlich auf die grundsätzliche Anfrage, ob
ein  gemeinsamer,  inklusiver  Unterricht  für  gymnasiale  und  behinderte  Schülerinnen  und  Schüler
rechtens, also mit der Verfassung und den Schulgesetzen vereinbar ist und vor dem basalen Gebot einer
Beachtung des Kindeswohls aller pädagogisch verantwortet werden kann. Das Bremer Verwaltungsge-
richt wird einen Teufel tun und sich mit der heiß diskutierten Frage, ob eine Inklusion schwer beein -
trächtigter Kinder an einem Gymnasium sinnvoll ist, beschäfigen. Für die Entscheidung über die fachli-
che pädagogische Streitfrage besitzt ein Verwaltungsgericht weder eine gesetzliche Zuständigkeit noch
eine fachliche Kompetenz. Verwaltungsgerichte können allein die Gesetz- und Ordnungsgemäßheit von
Verwaltungshandlungen – in diesem Fall die Zulässigkeit einer Einrichtung von Inklusionsklassen mit
geistig behinderten Schülern an einem Gymnasium – entscheiden, nicht mehr und nicht weniger. 

Der folgende Beitrag dreht sich einzig und allein um die jguristischen Fragen, die die Bremer Klage gegen
Inklusion am Gymnasium aufwirf. Ich betone die fokussierte Verengung der Fragestellung sehr nach-
drücklich und entscheide mich bewusst gegen jgegliche Diskussion aller pädagogischen Probleme, die mit
dem Thema Inklusion am Gymnasium zusammenhängen. Die pädagogischen Implikationen und Fragen
sind durchaus diskussionswürdig und hochspannend, werden aber im Folgenden nicht bearbeitet und
konsequent ausgeschlossen.

Die Bremer Klage gegen eine Einrichtung von W+E-Klassen an einem Gymnasium wirf nach meiner
Einschätzung mindestens vier jguristische Fragenkomplexe auf, die ich einführend auflisten möchte:

1. Zulässigkeit
Ist eine gerichtliche Klage einer Schule gegen eine vorgesetzte Bildungsbehörde ein angemesse-
ner Verfahrensschrit und dienstrechtlich überhaupt zulässig?

2. Rechtmäßigkeit
Darf eine Bildungsbehörde - mit Bezugnahme auf Gesetze, Verordnungen und Erlasse - eine
Schule dienstlich anweisen und verpflichten, eine inklusive W+E-Klasse einzurichten?

3. Akzeptierbarkeit
Hat die Bildungsbehörde alle erforderlichen „angemessenen Vorkehrungen“ getrofen und alle
notwendigen Voraussetzungen erfüllt, damit die angewiesene Schule auch in wünschenswerter
Weise den Aufrag erfüllen und einen hochwertigen Unterricht für alle Schülerinnen und Schü-
ler in der W+E-Klasse anbieten kann?

4. Legitimation
Kann sich die Bildungsbehörde nicht allein auf geltendes Recht, auf parlamentarische Gesetze
und administrative Verordnungen berufen, sondern zugleich auch eine Legitimation durch die
UN-BRK für sich in Anspruch nehmen?
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1. Zulässigkeit

Dass eine Schule gegen die eigene Schulsenato-
rin klagt, hat es in der Geschichte der Bremer
Kultusbürokratie  noch  nie  gegeben.  Wie  eine
Anfrage  des  SPIEGEL  (Haug  2018)  bei  der
Kultusministerkonferenz  (KMK)  ergab,  sind
auch aus anderen Bundesländern keine ähnli-
chen Fälle  einer  gerichtlichen Auseinanderset-
zung zwischen einer einzelnen Schule und dem
zuständigen Bildungsministerium bekannt. Die Klage des Bremer Gymnasiums gegen die eigene Bil-
dungsbehörde kommt damit  einem spektakulären Eklat  gleich.  Dieser höchst  ungewöhnliche Schrit
muss sich daraufhin befragen lassen, ob der gewählte Gang zu einem Verwaltungsgericht erstens ange-
messen und zweitens überhaupt zulässig ist.

Die Schulleiterin hat den Presseberichten zufolge durchaus versucht, in mehreren Gesprächen mit der
Bremer Schulbehörde eine einvernehmliche Lösung zu finden. Nach dem Scheitern der Gespräche wurde
ein Fachmann für Verwaltungsrecht konsultiert, der die rechtliche Zulässigkeit einer gerichtlichen Klage
bejgaht haben soll. Die Anstrengung einer gerichtlichen Klärung des Konflikts hat angesichts der vorauf-
gehenden Bemühungen daher den Anschein, dass in einer ausweglosen Situation der Rechtsweg als das
letzte Mitel gewählt wurde und folglich angemessen sei. Der Behindertenbeaufragte des Landes Bre-
men beurteilt die Lage indes anders: „Der Klageweg polarisiert ungemein. Eine gerichtsnahe Mediation
wäre die bessere Lösung“ (in: Welt 2018 ,3).

Neben der Angemessenheit der gewählten Verfahrensschrite ist auch die verwaltungsrechtliche Frage
zu prüfen, ob eine einzelne Schule gegenüber der eigenen vorgesetzten Behörde überhaupt klageberech-
tigt ist. Die Senatorin Claudia Bogedan äußerte sich dazu folgendermaßen: „Die Frage ist vor allem, ob
das  Gymnasium klagebefugt  ist.  …  Das  werden die  Richter  prüfen,  bevor  es  zu  einer  Verhandlung
kommt“ (in: butenunbinnen 2018b, 1). In der Bildungsbehörde wird bereits an einer jguristischen Stellung-
nahme für das Verwaltungsgericht gearbeitet. Die Behörde hält sich derweil mit öfentlichen Äußerun-
gen zurück und verbreitet einstweilen Zuversicht: „Wir sind der Aufassung, dass die Einrichtung des
W+E-Standortes ein zulässiger innerdienstlicher Organisationsakt ist, der auch mit der Schulform des
Gymnasiums vereinbar ist und an den Gymnasien Vegesack und Links der Weser erfolgreich praktiziert
wird.“ (Theiner 2018, 4).

2. Rechtmäßigkeit

In Verwaltungsgerichtsverfahren geht es um eine Prüfung und Entscheidung der Frage, ob die Handlun-
gen von Personen oder die Akte von Institutionen mit den geltenden Gesetzen vereinbar sind und damit
Legalität (Rechtmäßigkeit) beanspruchen können. Bei der anstehenden Inklusionsklage ist eine doppelte
Prüfung der Rechtmäßigkeit vorzunehmen:

- Ist die dienstliche Weisung der Bildungsbehörde, an dem Gymnasium Horn eine Inklusionsklas-
se mit behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und Schüler einzurichten und zu unter-
richten, mit den einschlägigen Gesetzen, Verordnungen und Erlassen vereinbar?

- Ist die Klage der Schulleiterin gegen diese dienstliche Anweisung durch das Dienstrecht für be-
amtete Lehrer gedeckt und stathaf?
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Rechtmäßigkeit der Klage

Beginnen  wir  mit  letzterer  Anfrage.
Schulen sind eine „Anstalt des öfentli-
chen Rechts“. Was in Schulen geschieht,
geschehen darf und geschehen muss, ist
durch  parlamentarisch  verabschiedete
Rechtssatzungen verbindlich festgelegt.
Schulen sind keine autonome Republik,
in der die Bediensteten nach eigenem Gutdünken schalten und walten können. Die dienstlichen Rechte
und  Pflichten  von  beamteten  Lehrern  ergeben  sich  aus  den  Beamtengesetzen  des  Bundes  und  der
Bundesländer. Ausgewählte relevante Artikel aus dem Bundesbeamtengesetz (BBG) mögen die verbind-
lichen Obliegenheiten von Beamten illustrieren:

§ 55
Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Er ist verpflichtet, die von
ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und ihre allgemeinen Richtlinien zu befolgen, so-
fern es sich nicht um Fälle handelt, in denen er nach besonderer gesetzlicher Vorschrif an Wei-
sungen nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen ist.

§ 56
(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Beamte unverzüglich
bei seinem unmitelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhal-
ten, so hat sich der Beamte, wenn seine Bedenken gegen ihre Rechtmäßigkeit fortbestehen, an
den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt dieser die Anordnung, so muss der Beam-
te sie ausführen, sofern nicht das ihm aufgetragene Verhalten strafbar oder ordnungswidrig und
die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn erkennbar ist oder das ihm aufgetragene Ver-
halten die Würde des Menschen verletzt. 

§ 53
Der Beamte hat bei politischer Betätigung diejgenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren,
die sich aus seiner Stellung gegenüber der Gesamtheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten
seines Amtes ergeben.

Im Lichte der ausgewählten Gesetzespassagen lassen sich für die Beurteilung der Bremer Inklusionskla -
ge folgende Feststellungen bezüglich der Angemessenheit und Zulässigkeit trefen:

- Die Schulleiterin hat einige Bemühungen unternommen, durch Beratung mit der Schulbehörde
eine konsensuale Lösung zu erreichen.

- Ob in vollem Umfange der verbindliche „Dienstweg“ (unmitelbarer und nächsthöherer Vorge-
setzter)  eingehalten  wurde  und  alle  vorgerichtlichen  Möglichkeiten  (z.B.  Mediation)  ausge-
schöpf wurden, kann nur in genauer Kenntnis der Bremer Verwaltungsstrukturen beurteilt wer-
den.

- Beamte stehen in einem öfentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis zum Staat. Ob eine
gerichtliche Klage einer beamteten Schulleiterin gegen den eigenen Dienstherrn gesetzlich zu-
lässig ist, ist eine komplexe und delikate jguristische Frage. Mangels einschlägiger Präzedenzfälle
kann schwerlich eine begründbare Antwort gegeben werden. Die Entscheidung des Gerichts
über die Zulässigkeit der Klage wird mit großer Spannung erwartet.
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Rechtmäßigkeit der dienstlichen Anweisung

Das Gymnasium beruf sich bei der Klage auf den Paragrafen 20 des Bremer Schulgesetzes. Der hier re -
levante Absatz 3 sei vollständig zitiert:

„Das Gymnasium führt in einem achtjgährigen Bildungsgang zum Abitur. Sein Unterrichtsange-
bot ist auf das Abitur ausgerichtet. Der Unterricht im Gymnasium berücksichtigt die Lernfähig-
keit der Schülerinnen und Schüler mit einem erhöhten Lerntempo auf einem Anforderungsni-
veau, ermöglicht aber auch den Erwerb der anderen Abschlüsse. Schülerinnen und Schüler in der
Sekundarstufe I des Gymnasiums müssen mindestens zwei Fremdsprachen erlernen. Das Nähe-
re zu der Gestaltung des Bildungsganges regelt eine Rechtsverordnung.“

Nach Aufassung der Schulleiterin ist das Unterrichtsangebot eines Gymnasiums klar auf das Abitur
ausgerichtet. Der Erwerb des Abiturs erfordert unter anderem das Erlernen von mindestens zwei Fremd-
sprachen. Kinder und Jugendliche mit einer geistigen Behinderung sind weder den curricularen Anforde-
rungen gewachsen noch können sie sich an den anspruchsvolleren Lernprozessen gewinnbringend betei-
ligen. „Abitur und geistige Behinderung gehen nicht zusammen“, formulierte plakativ die Hufington
Post (hufpost 2018, 2).

Der Paragraf 20 fordert nämlich so-
wohl eine besondere Förderung der
Hochbegabten als auch die Möglich-
keit  zum „Erwerb  der  anderen  Ab-
schlüsse”. Damit wird das Gymnasi-
um  als  eine  Schulform  konzipiert,
die  unter  einem  Dach  gleichsam
mehrere Bildungsgänge anbietet.

Diese Lesart vertrit auch die Bremer Schulbehörde. Sie wird beispielsweise gestützt von dem Landesbe-
aufragten für Menschen mit Behinderungen Joachim Steinbrück. Es gehe nicht darum, ob Schüler mit
Behinderungen den Anforderungen des gymnasialen Bildungsganges gewachsen seien. „Es geht darum,
nach Lernzielen diferenziert zu unterrichten“ (in: WELT 2018). Und ähnlich der bildungspolitische Spre-
cher der Grünen, Mathias Güldner: „Gymnasien sind im Grundsatz verpflichtet, alle Schulabschlüsse
anzubieten“ (in: butenunbinnen 2018ab).

Das Prinzip des zieldiferenten Lernens wird allerdings erheblich präziser in dem §20, Absatz 2 beschrie-
ben, der sich auf die Oberschule bezieht:

Die Oberschule führt in einem neunjgährigen Bildungsgang zum Abitur, der einen sechsjgährigen
zur Erweiterten Berufsbildungsreife oder zum Mitleren Schulabschluss führenden Bildungsgang
einschließt. … Ihr Unterrichtsangebot ist auf die unterschiedlichen Abschlüsse ausgerichtet. Der
Unterricht in der Oberschule berücksichtigt die Neigungen und die Lernfähigkeit der einzelnen
Schülerinnen und Schüler durch eine zunehmende Diferenzierung auf unterschiedlichen Anfor-
derungsniveaus und führt zu den entsprechenden Abschlüssen. Schülerinnen und Schülern in
der Sekundarstufe I der Oberschule wird ermöglicht, mindestens zwei Fremdsprachen zu erler-
nen.

Das Bremer Schulgesetz – so meine Auslegung – erwartet mithin von einem inklusiven Gymnasium
nicht, dass Jugendliche mit geistigen Behinderungen zwei Fremdsprachen erlernen und zum Abitur ge-
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führt werden. Die traditionsreiche, außerordentlich hartnäckige Alltagsvorstellung, dass Schule und Un-
terricht immer zielgleiches Lernen bedeuten, dürfe die missliche, jga falsche Interpretation des § 20, 3 na-
hegelegt haben. Die Einrichtung von W+E-Klassen ist dann rechtens, wenn der §20,3 im Sinne eines ziel -
diferenten Lernens zu verstehen ist. Das Gymnasium kann W+E-Klassen nicht ablehnen mit der nach-
vollziehbaren Begründung,  es  sehe sich außerstande,  Geistig  Behinderte zum Abitur zu führen.  Das
steht so nicht im Gesetz und wird auch nicht von der Schulbehörde erwartet. Weiterhin ist auch die Un-
terstellung des Kommentators, die Bremer Schulbehörde würde „per Federstrich von ihren Lehrkräfen
das Unmögliche“ (Felten 2018, 399 verlangen, durch den Text des Schulgesetzes nicht gedeckt, folglich
irrig und fehl am Platze.

Schließlich ist auch die Rechtmäßigkeit der dienstlichen Anweisung an sich nachdrücklich zu bestätigen.
Die Schule ist eine staatliche Einrichtung, in der im Aufrag einer demokratisch verfassten Gesellschaf
Lehrer ihren Dienst tun. Anstalten und Körperschafen des öfentlichen Rechts sind grundsätzlich durch
hierarchische Beziehungs- und Weisungsstrukturen gekennzeichnet; das gilt etwa für die Polizei, die Fi-
nanzverwaltung, das Militär, die öfentlichen Dienste und selbstverständlich auch für das Schulwesen.
Allerorten haben untere Dienststellen und -personen das zu tun, was die jgeweils übergeordneten Dienst -
stellen und Vorgesetzten anordnen. Kein Dorfpolizist darf eine eigene Gebührenordnung für Parksünder
erfinden. Wenn Ministerpräsident Söder anordnet, in den bayerischen Amtsstuben Kreuze aufzuhängen,
dann haben die Amtsvorsteher dem Folge zu leisten, ob sie den „Kreuz-Befehl“ (Prantl 2018) nun gut fin -
den oder auch nicht. Soldaten dürfen und müssen dann schießen, wenn es befohlen wurde. Schulen ha-
ben gefälligst die geltenden Schulgesetze zu beachten und Lehrer sind gehalten, ihren Unterricht nach
den Richtlinien und Lehrplänen auszurichten. Alle Befehle, Anordnungen, Weisungen und Dienstvor-
schrifen sind letztlich demokratisch legitimiert durch Gesetze, Rechtsordnungen, Erlasse, Ausführungs-
bestimmungen, die von gewählten Abgeordneten, Parlamenten und Räten und von gesetzlich bestellten
Ämtern und Institutionen beschlossen wurden. 

Daraus folgt: Die Bremer Schulbehör-
de darf  ohne alle  Frage rechtens ein
Gymnasium  anweisen,  eine  W+E-
Klasse  einzurichten!  Die  Aufassung
der  Bremer  CDU,  Inklusion  könne
nicht  diktiert  werden  (in:  butenund-
binnen 2018ab),  ist  nachvollziehbar,  vernünfig und beherzigenswert,  aber unter  jguristischem Aspekt
falsch. Die Schule ist nun einmal eine staatliche und keine „zivile“ Einrichtung, und deshalb auch nicht
der richtige Ort für „Meuterei“ (Theiner 2018) oder für vermeintliche „Zivil-courage“. Das sehen nicht
alle so. Der Gymnasiallehrer Michael Felten atestiert der Schulleiterin eines Gymnasium für ihre Inklu-
sionsverweigerung in gymnasialer Verbundenheit „eine gehörige Portion Zivilcourage“ und „ein respek-
tables Ethos“ (Felten 2018, 1). „Honni soit qui mal y pense“ (Ein Schelm, wer Böses dabei denkt). Der auf-
müpfige Schlusssatz des Kommentars, Lehrer und Eltern häten selbst über Schule und Unterricht zu be -
stimmen, nicht aber die Politik  (Felten 2018), reklamiert scheinbar totale Selbstbestimmung für die Ba-
sis; das ist zwar couragiert und kommt auch beim Publikum gut an, ist aber trotzdem falsch und bar ei-
nes aufgeklärten Demokratieverständnisses. Eine derart „basisdemokratische“ Gestaltung des Schulwe-
sens würde letztlich zu einer grassierenden Willkür und einem heillosen Anarchismus führen, was kaum
noch etwas mit einer rechtsstaatlichen Demokratie zu tun hat. 

Die Bremer Schulbehörde hat also ohne allen Zweifel ein gesetzlich legitimiertes Weisungsrecht. Sie darf
und muss (!) den schulpolitischen Willen der demokratisch gewählten Bürgerschaf umsetzen, das ist
nun einmal die ureigene Aufgabe der Exekutive. Dass die Schulbehörde nach Möglichkeit in gutem Ein -
vernehmen mit den Schulen und nicht gegen den erklärten Willen einer Schule handeln sollte, ist ein
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Gebot der partnerschaflichen Kooperation, ein Ausdruck des Respekts vor den Mitbestimmungsanprü-
chen und -kompetenzen und schließlich eine dringliche Empfehlung politischer Opportunität. Der gute
Rat der Behindertenrechtskonvention für eine demokratische Gestaltung des Schulwesens lautet: Parti-
zipation aller Beteiligten, also eine angemessene Teilhabe der Lehrer, der Eltern, der Schülerinnen und
Schüler, einschließlich derer mit Behinderungen.

3. Akzeptierbarkeit

Der letzte Abschnit endete mit der klaren Aussage: Bildungs- und Schulbehörden dürfen – unter strikter
Beachtung der geltenden Schulgesetze – Inklusion den Schulen anweisen und abverlangen. Das allein
genügt aber nicht. Schulbehörden haben nicht nur ein Weisungsrecht, sondern zugleich immer auch
eine Fürsorgepflicht. Sie müssen dafür Sorge tragen, dass den beaufragten Schulen auch alle erforderli -
chen Rahmenbedingungen, Ressourcen und vor allem Kompetenzen zur Verfügung stehen, die zu einer
qualifizierten, zufriedenstellenden Erfüllung der aufgetragenen Inklusionsaufgabe unbedingt erforderlich
sind. Das Kriterium der Akzeptierbarkeit will verantwortbare, möglichst hochwertige pädagogische Qa-
lität sichern: Sind alle notwendigen Voraussetzungen und Mitel gegeben und vor Ort vorhanden? Ist
oder wird das Gymnasium so ausgestatet, dass ihm guten Gewissens Inklusion zugetraut und verant-
wortbar zugemutet werden kann? „Kann“ das Gymnasium – unter den real gegebenen Bedingungen und
mit weiterer, verlässlicher und hinlänglicher Unterstützung – überhaupt Inklusion? Dies sind Fragen, die
sich aus dem Kriterium der Akzeptierbarkeit ableiten lassen. 

Über die Voraussetzungen und Bedingungen einer Annehmbarkeit eines Inklusionsaufrages ließe sich
manches sagen. Exemplarisch soll dies deutlich gemacht werden durch eine Presseerklärung des Eltern-
rates des Gymnasiums Bremen-Horn (Box 1), die wegen ihres aufklärenden Potentials und ihrer authen-
tischen Beweiskraf vollständig dokumentiert wird.
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Box 1: Presseerklärung der Elternvertreter des Gymnasiums Bremen-Horn (Kursivdruck im Original Rot)

Zunächst die wichtige Feststellung: Die Eltern des Gymnasiums unterstützen das Inklusionsprojgekt an
ihrer Schule! Von einem Inklusionsoktroyat kann nicht die Rede sein. Die Elternvertreter knüpfen ihre
Zustimmung zu dem Inklusionsprojgekt aber an eine ganze Reihe von Bedingungen. Diese sollen hier
nicht im Einzelnen diskutiert werden. Natürlich ließe der Katalog durchaus noch ergänzen, z.B. durch
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Wir, die Elternvertreter des Gymnasiums Horn, erinnern aus aktuellem Anlass noch einmal an den 

Beschluss zum Tema WWEEKinder am Gymnasium Horn vom 13.02.2018 

Wir, die Elternvertreter des Gymnasiums Horn, unterstützen gemäß abgefragtem Stimmungsbild auf der 
Elternbeiratssitzung vom 13. Februar 2018 das Vorhaben, Kinder mit dem Förderbedarf Wahrnehmung und
Entwicklung (W+E) am Gymnasium Horn so gut zu beschulen, wie es möglich ist. Wir beantragen aus 
diesem Grund das Anstreben eines konsensfähigen Beschlusses in Abstimmung mit der Politik, der 
Bildungsbehörde, des Landesbehindertenbeaufragten, den Direktoren, den Lehrkräfen, dem 
Zentralelternbeirat und den Elternvertretern. Die Voraussetzungen hierfür lauten: 
 eine Verschiebung des Beginns der WWEEBeschulung am Gymnasium Horn um mindestens ein 

Jahr
 die Stelle der stellvertretenden Schulleitung am Gymnasium Horn ist unverzüglich zu besetzen 
 sofortige uneingeschränkte Einbeziehung des Direktoriums bzw. von Stellvertretern, um einen 

ausreichenden Informationsaustausch zwischen Schulverwaltung und Schule während des 
Vorbereitungsprozesses zu ermöglichen 

 ein Konzept für eine kooperative Beschulung ist zu erarbeiten und gesetzlich zu verankern 
(Voraussetzungen für die Beschulung der WWEEKinder, voraussichtlich bis zur 9. Klasse) 

 eine dauerhafe und durchgängige fünfzügige Einrichtung der Klassen sowie eines 
Klassenverbandes mit WWEEKindern pro Jahrgang 

 die Fertigstellung der erforderlichen baulichen Maßnahmen im Gebäudebestand, insbesondere die 
Umwandlung von allgemeinen Unterrichtsräumen zu Diferenzierungsräumen samt erforderlicher 
Einrichtungen wie BehindertenEWC, Pfegebäder, Bewegungsräume und mindestens einem 
Ruheraum, erforderliches Zubehör sowie der Sicherstellung des barrierefreien Erreichens der 
Bildungsreinrichtungen 

 die Einstellung des notwendigen Personals vor Beginn der Einschulung von WWE Kindern 
 die Übernahme von WWEEKindern, die zuvor die Grundschule an der Freiligrathstraße besucht 

haben, sofern dies möglich ist 
 dass den Lehrkräfen am Gymnasium Horn eine geeignete Weiterbildung bei gleichzeitiger 

Sicherstellung von ErsatzE Lehrkräfen angeboten werden kann, um einen dadurch bedingten 
zusätzlichen Unterrichtsausfall zu vermeiden 

 
Da sich die für die Inklusion / Kooperation erforderlichen Voraussetzungen nicht bis zum Beginn des 
Schuljahres 2018 / 2019 realisieren lassen, fordern wir zur Entlastung des Überangebots von Schülerinnen 
und Schülern die Sechszügigkeit mit einer Aufnahme von 180 Bewerberinnen / Bewerbern am Gymnasium 
Horn.

Kinder sind unsere Zukunf. Deshalb muss gewährleistet sein, dass sowohl den WWEEKindern, aber 
auch allen anderen Schülerinnen und Schülern die nötige Sorgfalt und Verantwortungsbereitschaf 
entgegengebracht wird. Wir müssen allen Kindern gegenüber gerecht werden! 
 
Wir biten im Zusammenhang mit öfentlichen Diskussionen dies stets zu berücksichtigen. Es ist nicht 
unsere Ansicht, die Inklusion generell infrage zu stellen! 



- Forderungen nach der Aneignung inklusionspädagogischer Einstellungen und Kompetenzen;

- Forderungen nach der Gewährleistung „angemessener Vorkehrungen“ (BRK 2009) für die Schü-
lerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf.

Ich finde es allerdings nicht besonders glücklich, die Zustimmung zu einer W+E-Klasse mit der Forde-
rung nach einer Aufstockung des Gymnasiums auf nun sechs Züge zu verknüpfen. Dieses konditionale
Junktim könnte der Glaubwürdigkeit des Inklusionsvotums abträglich sein und sie nachhaltig beschädi-
gen.

Ob im Falle des Gymnasiums Horn dank gegebener und geforderter Bedingungen eine zufriedenstellen-
de Annehmbarkeit zu atestieren ist, kann mangels ausreichender Informationen über die Lage vor Ort
ganz  und  gar  nicht  beantwortet  werden.  Insbesondere  fehlen  die  außerordentlich  bedeutsamen  In-
formationen darüber, welche Kinder mit Behinderungen im Schuljgahr 2018/19 denn auf das Gymnasium
Horn zukommen werden. Kinder mit Behinderungen haben recht unterschiedliche Förderbedarfe, denen
auch durch individuelle „angemessene Vorkehrungen“ entsprochen werden muss. Wenn kein Rollstuhl-
kind zur ersten W+K-Klasse gehört, muss man auch nicht für einen Fahrstuhl oder eine Rampe sorgen.
Für blinde oder gehörlose Kinder müssen alternative Kommunikationsformen und adäquate Orientie-
rungshilfen angeboten werden, und so fort. Alle Kinder, insbesondere die Kinder mit Behinderungen,
brauchen ein Umfeld, „das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestatet“ (BRK Art. 24,
3c).

Viele unerlässliche Informationen lassen sich verständlicherweise den Presseberichten nicht entnehmen.
Eine Beurteilung der Akzeptierbarkeit ist aufgrund der unzureichenden Informationslage mit einer so er-
heblichen Unsicherheitsmarge behafet, dass sie tunlichst unterbleiben sollte. Der Kommentator Michael
Felten scheint es indes besser zu wissen. Er schreibt: „Die Direktorin möchte Kinder mit besonderem
Förderbedarf ‚Wahrnehmung und Entwicklung‘ … höchstens dann aufnehmen, wenn es zusätzliche För-
derräume gibt, wenn genug Sonderpädagogen zur Verfügung stehen - und wenn die Regellehrer auf den
Umgang mit Behinderten gründlich vorbereitet sind“ (Felten 2018, 1). Diese Begründung für die Inklusi-
onsklage kann ich nicht bestätigen. Ich habe keinen einzigen Pressebericht lesen können, dass eine Un-
zufriedenheit mit den pädagogischen, räumlichen und professionellen Bedingungen das dominante Mo-
tiv der Inklusionsklage gewesen wäre. Der Klagegegenstand und das Klagemotiv stellen sich mir ganz
anders dar. Im Zentrum der Inklusionsklage steht primär die Grundsatzfrage, ob Schüler mit den Förder-
schwerpunkten „Wahrnehmung und Entwicklung“ an einem Gymnasium hochwertig und wirksam ge-
fördert werden können und ob die Bildungsbehörde legitimer Weise die Einrichtung einer W+E-Klasse
an einem Gymnasium anordnen kann.
Fazit: Die Annehmbarkeit und Machbarkeit des Inklusionsaufrages kann nur nach einer sorgsamen Be-
standsaufnahme vor Ort zuverlässig beantwortet werden. Eine Ferndiagnose ist allemal höchst riskant.
Im Übrigen sind eine zweifelhafe Akzeptierbarkeit weder Klagemotiv noch Klagegegenstand. Nicht die
Inklusionsbedingungen, sondern der Inklusionsaufrag an sich wird beklagt!

4. Legitimation

Die dienstliche Anweisung zur Einrich-
tung  einer  W+E-Klasse  an  einem
Gymnasium  in  Bremen  ist  durch  das
Bremer Schulgesetz, das von der Bremer
Bürgerschaf in einem ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren  verabschiedet
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worden ist, rechtens und legal – so das summarische Ergebnis der bisherigen Analyse. Abschließend soll
gefragt werden, ob die einschlägigen Passagen des Bremer Schulgesetzes auch durch die Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten Nationen (BRK 2009) begründet werden können. Die zugespitzte Frage
soll lauten: Haben Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen, insbesondere mit Lernbeeinträchtigun-
gen und geistigen Behinderungen, ein Recht auf den Besuch eines Gymnasiums? Man beachte wieder-
um, dass ich eine jguristische Frage stelle und auch – unter bewusster Vernachlässigung pädagogischer
Erwägungen – eine jguristische Antwort geben werde.

Die Behindertenrechtskonvention (BRK) ist kraf ihrer Ratifizierung durch die Bundesrepublik Deutsch-
land auch ein innerstaatlich geltendes Recht. Künfig müssen deutsche Gerichte in allen gerichtlichen
Verfahren, die einen inhaltlichen Bezug zur Inklusionsthematik haben, bei den richterlichen Entschei-
dungen nicht allein die einschlägigen bundes- und länderspezifischen Rechtsordnungen berücksichtigen,
sondern die Urteile auch im Lichte der BRK fällen und begründen.

Die BRK bestimmt in Art. 24, Abs.2: Bei der Verwirklichung des Rechts auf inklusive Bildung stellen die
Vertragsstaaten sicher, dass „Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allge-
meinen Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund von
Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Besuch weiter-
führender Schulen ausgeschlossen werden“.

Diese Bestimmung ist eindeutig; sie verbietet unmissverständlich eine Sonderschulpflicht, nicht die Son-
derschule selbst. Positiv formuliert bedeutet das Verbot der Sonderschulpflicht ein Recht auf den Besuch
einer allgemeinen Schule. Allgemeine Schulen sind die Grundschule, die Hauptschule, die Realschule, das
Gymnasium und ähnliche Schulformen, die aber anders benannt werden und phantasievolle Namen tra-
gen (Gemeinschafsschule, Stadteilschule, Oberschule u.ä.). Sonder- und Förderschulen sind allgemein-
bildende Schulen, aber keine allgemeinen Schulen – eine hochbedeutsame Unterscheidung, die von den
Inklusionskritikern und -gegnern gerne und immer wieder durcheinandergebracht wird.

Bedeutet das Recht auf den Besuch auf den Besuch einer allgemeinen Schule nun, dass alle Schülerinnen
und  Schüler,  auch  diejgenigen  mit  Lernbeeinträchtigungen,  die  freie  Wahl  haben,  welche  allgemeine
Schule sie besuchen wollen? Haben lern- und geistig behinderte Schüler auch ein Recht auf den Besuch
eines Gymnasiums?

Diese  „Gretchenfrage“  ist  in  der  bil-
dungspolitischen  und  jguristischen
Fachwelt  höchst  stritig  und  wird
nicht einmütig beantwortet. Meine ei-
gene  persönliche  Antwort  lautet:
Nein! Es gibt kein allgemeines, für alle
Schülerinnen und Schüler, ob mit oder
ohne  Behinderungen,  geltendes  Recht  auf  den  Besuch  eines  Gymnasiums.  In  allen  Bundesländern
Deutschlands gilt die Regel, dass nur diejgenigen Schülerinnen und Schüler das einklagbare Recht auf
den Besuch eines Gymnasiums haben, die für diese Schulform auch die erforderliche Eignung und Bega-
bung mitbringen. 

Ich bin mir sehr wohl darüber im Klaren, dass meine Rechtsposition nicht allgemein geteilt und vielleicht
mit  einiger Verwunderung,  Entäuschung oder gar Entrüstung aufgenommen wird.  Zur Begründung
meiner derzeitigen jguristischen Positionierung mag ein einfaches Gedankenexperiment dienen:
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- Haben Hauptschüler oder Realschüler einen Rechtsanspruch auf den Besuch eines Gymnasi-
ums? Die Antwort lautet in beiden Fällen Nein!

Für die Wahl einer allgemeinen Schule der Sekundarstufe gilt das Gebot der Gleichberechtigung. Alle
Schülerinnen und Schüler  müssen die gleichen Anforderungen an ihre Eignung und Begabung mit-
bringen. Wollte man zwar den Schülern mit Behinderungen das Recht auf den Besuch eines Gymnasi-
ums einräumen, den Hauptschülern und Realschülern aber versagen, wäre dies ein eklatanter Fall einer
Ungleichbehandlung,  also  einer  Diskriminierung  von  nichtbehinderten  Schülern.  Eine  derartige  Un-
gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Schüler würde auch wohl vom Rechtsempfin-
den vieler Menschen nicht getragen, sondern mit Kopfschüteln quitiert.

Ein gutes Beispiel für eine jguristisch korrekte Formulierung des „Schulwahlrechts“ scheint mir das Baye-
rische Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (BayEUG) zu sein. In Artikel BayEUG 30a, Abs. 5 heißt es:
„Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf müssen an der allgemeinen Schule
die Lernziele der besuchten Jahrgangsstufe nicht erreichen, soweit keine schulartspezifischen Vorausset-
zungen bestehen.“ Die sog.  „schulartspezifischen Voraussetzungen“ gelten für  alle  Schülerinnen und
Schüler ohne jgeglichen Unterschied. Diese jguristische Position, dass es in der Sekundarstufe eines geglie -
derten Schulwesens kein freies Schulwahlrecht gibt, sondern die Wahl einer Schulform für alle Schüler
gleichermaßen an individuelle Lern- und Leistungsvoraussetzungen gebunden ist, ist allein relevant und
gültig im Kontext eines gegliederten, dem meritokratischen Leistungsprinzip verpflichteten Schulsys-
tems. In einem inklusiven Schulsystem erübrigt sich die Frage ebenso wie auch die jguristische Position.
Diese jguristische Position hat  erhebliche Implikationen für die Gestaltung eines inklusiven Schulwesens,
denen hier aber nicht mehr nachgegangen werden kann. Für die anstehende Bremer Inklusionsklage
sind die vorgetragenen jguristischen Überlegungen kaum relevant. Der „Exkurs“ kann aber die volle Ver-
einbarkeit des Bremer Schulgesetzes mit der Behindertenrechtskonvention belegen.

Damit sind die jguristischen Anfragen und ersten Antworten zur Bremer Inklusionsklage an ihr Ende ge-
kommen. Es hat sich gezeigt, dass die Problemlage, fokussiert durch eine jguristische Brille betrachtet,
hochkomplex ist und eine Reihe von Fragen aufwirf, die jge für sich diferenziell betrachtet und beant -
wortet werden wollen. Mit einem einfachen Ja oder Nein, mit einer globalen, generalisierenden Zustim-
mung oder Ablehnung lässt sich jguristisch die Frage der Rechtmäßigkeit und Begründbarkeit einer In-
klusion von Schülern mit Behinderungen an einem Gymnasium nicht beantworten. 

Die vorstehende Analyse musste diverse Fragen ofen und unbeantwortet lassen, weil einerseits keine
hinlänglichen Informationen (z.B. über die Schüler mit Behinderungen) vorliegen und andererseits auch,
weil es einem jguristischen Laien gut ansteht, in der Beurteilung jguristischer Probleme zurückhaltend zu
sein und Vorsicht walten zu lassen. Der Fortschrit der Bremer Inklusionsklage wird mit großem Interes-
se und großer Spannung verfolgt. Das richterliche Urteil möge einige feste Pflöcke in den gelegentlich
irrlichtenden Inklusionsdiskurs einschlagen und zur Klärung bislang umstritener Rechtsfragen beitra-
gen. Ich hege den Wunsch und die Hofnung auf ein weises und befriedendes richterliches oder gar
höchstrichterliches Urteil. 
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